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Hefe - Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— N. 17.— 


(Nr. 9344.) Geſetz, betreffend die Uebertragung polizeilicher Befugniſſe in den Kreiſen Teltow 
und Niederbarnim, ſowie im Stadtkreiſe Charlottenburg an den Polizei⸗ 
präſidenten zu Berlin. Vom 12. Juni 1889. 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden Konig von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für die Kreiſe Teltow 
und Niederbarnim, ſowie für den Stadtkreis Charlottenburg, was folgt: 


* 

Der Minifter des Innern wird ermächtigt, die orts- und landespolizeiliche 
Zuſtändigkeit des Polizeipräſidenten zu Berlin mit Zuſtimmung des Provinzial 
rathes der Provinz Brandenburg auf die Stadt Charlottenburg und auf die 
Kreiſe Teltow und Niederbarnim oder auf Theile dieſer Kreiſe nach den Be— 
ſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes zu er eke 


$. 2. 

Der Minifter des Innern beſtimmt im Einverſtändniſſe mit dem Provinzial— 
rath den Umfang der Zuſtändigkeiten, für welche die Erſtreckung gelten ſoll. 
Jedoch bleiben von der Erſtreckung ausgeſchloſſen die Bau-, Gewerbe- Schul-, 
Markt-, Feld-, Jagd-, Forft-, Geſinde-, Armen-, Wege-, Waſſer, Fiſcherei- und 
Feuerpolizei. 

§. 3. 


Orts- und landespolizeiliche Verordnungen, welche von dem Polizeipräſidenten 
von Berlin in den durch die $$. 1 und 2 feiner Verwaltung unterſtellten An— 
gelegenheiten erlaſſen werden, bedürfen der Zuſtimmung des Oberpräſidenten. 

Vor dem Erlaſſe ortspolizeilicher Verordnungen iſt der Magiſtrat der be— 
treffenden Stadt beziehungsweiſe der Amtsausſchuß des betreffenden Bezirks 
zu hören. 

Gegen die ortspolizeilichen Verfügungen des Polizeipräſidenten zu Berlin 
findet gemäß den Vorſchriften in den $$. 127ff. des Geſetzes über die allgemeine 
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Ausgegeben zu Berlin den 26. Juni 1889. 
»»»» ö „ P rr 
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Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 195 ff.) die Beſchwerde 
an den Oberpräſidenten oder die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe zu Potsdam ſtatt. 


§. 4. 

Zu den Koſten, welche durch die ortspolizeiliche Verwaltung der dem Polizei⸗ 
präſidenten zu Berlin übertragenen Angelegenheiten in den im F. 1 genannten 
Landkreiſen entſtehen, haben die Gemeinde- und Gutsbezirke dieſer Kreiſe bis zum 
1. April 1890 keinen Beitrag zu leiſten. 


$. 5. 

Bei Feuersbrünſten, Aufläufen, Tumulten und ähnlichen Störungen der 
öffentlichen Ruhe und Ordnung ſind in Fällen, welche keinen Aufſchub zulaſſen, 
die Exekutivbeamten des Polizeipräſidiums zu Berlin in den der Stadt Berlin 
benachbarten Amtsbezirken, ſowie im Polizeibezirke der Stadt Charlottenburg auch 
ohne vorangegangenes Erſuchen der zuſtändigen Ortspolizeibehörde Amtshandlungen 
vorzunehmen berechtigt. Der letzteren iſt jedoch von der Vornahme der Amts— 
handlungen unverzüglich Anzeige zu erſtatten. Auch iſt bei dem Eintreffen des 
Ortspolizeiverwalters oder ſeines Stellvertreters den Anordnungen deſſelben Folge 
zu leiſten. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die Exekutivbeamten der Polizei— 
direktion zu Charlottenburg mit der Ausdehnung ſinngemäße Anwendung, daß 
dieſelben auch in dem Polizeibezirke der Stadt Berlin Amtshandlungen vorzunehmen 
befugt ſind. 

F. 6. 


Der Miniſter des Innern iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt 
und erläßt die hierzu erforderlichen Anordnungen und Anweiſungen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 12. Juni 1889. 


(L. S.) Wilhelm. 
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